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ZEITGESPRACH

Verbesserung 
des Standortes Deutschland 

durch eine konzertierte Aktion?
Kann eine neue „konzertierte Aktion“ wie die sogenannte Kanzlerrunde zur Verbesserung 

des Standortes Deutschland und zur Lösung der drängenden Arbeitsmarktprobleme beitragen ?  

Hans-Jürgen Krupp, Norbert Berthold und Jürgen Kromphardt nehmen Stellung.

Hans-Jürgen Krupp

Eine neue konzertierte Aktion ist wünschenswert 
und machbar

Runde Tische sind spätestens 
m it der deutschen Einheit in 

Mode gekommen. Jüngst erlebten 
w ir eine Kanzlerrunde. Ganz neu ist 
die Idee nicht, es sei nur an die kon­
zertierte Aktion Karl Schillers erin­
nert. Auch die Standortdiskussion 
erfreut sich anhaltender Beliebt­
heit. Es lag daher nahe, beide Ge­
danken miteinander zu verbinden. 
Auf den Punkt gebracht, lautet die 
Frage: Was kann man für die Stand­
ortbedingungen davon erwarten, 
daß sich die unterschiedlichen w irt­
schaftspolitischen Akteure besser 
koordinieren?

Diese Frage hat zwei Dimensio­
nen: Zum einen geht es ganz allge­
mein darum, ob ein größerer Kon­
sens in der W irtschaft als positiver 
Standortfaktor zu sehen ist. Zum 
anderen gilt es zu klären, ob eine 
bessere makroökonomische Per­
formance die Standortbedingun­
gen verbessert und ob diese w ie­
derum durch eine Verbesserung 
der Zusammenarbeit erhöht wer­
den kann.

Die Standortfrage ist letztlich im­
mer mikroökonomisch orientiert. 
Es geht darum, welchen Standort 
das Unternehmen bei seiner w irt­
schaftlichen Ansiedlungsentschei­
dung wählt. Da derartige Investiti­
onsentscheidungen mittelfristige 
Konsequenzen haben, spielen bei 
solchen Entscheidungen nicht nur 
die aktuelle einzelwirtschaftliche 
Situation, sondern auch qualitative 
Einschätzungen und eher makro­
ökonomisch orientierte Erwartun­
gen eine Rolle.

Standortschwächen im 
qualitativen Bereich

Die Standortdiskussion der letz­
ten Jahre hat deutlich gemacht, daß 
eine Verkürzung der Diskussion auf 
rein quantitative Faktoren oder gar 
auf die Lohnkosten alleine der deut­
schen Situation nicht gerecht wird. 
Vieles spricht dafür, daß gerade die 
gewichtigen Standortschwächen 
eher im qualitativen Bereich, zum 
Beispiel bei der Innovationskraft der 
deutschen Wirtschaft, liegen.

Um so wichtiger ist es, die positi­
ven qualitativen Standortfaktoren 
auch zu würdigen, und ein hoher 
sozialer und wirtschaftlicher Kon­
sens zählt ohne Zweifel dazu. Inso­
fern kann kein Zweifel daran beste­
hen: Ein höherer Konsens verbes­
sert -  für sich genommen -  die 
Standortbedingungen. Dabei darf 
man freilich nicht übersehen, daß 
ein höherer Konsens in der Regel 
seinen Preis hat. Insofern müssen 
„Erträge“ und „Kosten“ des Kon­
senses gegeneinander abgewogen 
werden. Allerdings gibt es auch im 
rein quantitativen Bereich meßbare 
Ergebnisse. Der in Deutschland 
sehr viel geringere Produktionsver­
lust durch Streiktage macht sich 
unmittelbar in der Kostenrechnung 
bemerkbar. Alles was w ir wissen, 
spricht deswegen dafür, daß der 
Saldo einer solchen Abwägung po­
sitiv ist. Gelänge es nun in einer wie 
auch immer gearteten Runde, 
durch Dialog den Grad des Kon­
senses zu erhöhen, ohne die Ko­
sten zu vergrößern, läge hierin 
schon ein wesentlicher Erfolg.
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Diese Erkenntnis hat übrigens 
auch dazu geführt, daß gerade auf 
regionaler Ebene, wo das Ge­
spräch sehr unmittelbar sein kann, 
sehr frühzeitig mit einer dialogori­
entierten W irtschaftspolitik begon­
nen wurde, und wie schon meine 
Erfahrungen als Hamburger W irt­
schaftssenator zeigen, m it großem 
Erfolg.

Schwächen des 
Rollentrennungsmodells

Auch die makroökonomische 
Performance gehört zu den we­
sentlichen Standortbedingungen. 
Hier kommt es insbesondere auf 
Stetigkeit und Verläßlichkeit an. Der 
Investor muß zumindest mittelfri­
stig planen können. Soziale Un­
ruhen im Gefolge von Massen­
arbeitslosigkeit, mangelhafte Nach­
wuchsausbildung und hohe Inflati­
onsraten erschweren dies gleicher­
maßen. Deswegen ist die gleich­
zeitige Realisierung von hoher Be­
schäftigung, soliden Staatsfinan­
zen und niedriger Inflationsrate 
nach wie vor geboten. Von dieser 
Einsicht soll man sich auch nicht 
durch moderne Finanzmarktana­
lysen abbringen lassen, die vor lau­
ter Inflationsfurcht eine W irtschaft 
schon deswegen negativ beurtei­
len, weil sie wächst und/oder die 
Arbeitslosigkeit abnimmt.

Koordinierung der W irtschafts­
politik bei unterschiedlichen Trä­
gern auf nationaler und internatio­
naler Ebene ist aber die Achil­
lesferse moderner Makropolitik bei 
international verflochtenen Volks­
wirtschaften. Hier gibt es auch kei­
ne einfache Lösung. Nach dem 
Scheitern der konzertierten Aktion 
wurde zum Beispiel in Deutschland 
ein Rollentrennungsmodell zum Er­
reichen der Ziele des Stabilitätsge­
setzes vorgeschlagen und auch 
teilweise umgesetzt: Aufgabe der 
Geldpolitik sei es, die Stabilität der 
Währung zu sichern, die Tarifpolitik

sei für ein hohes Beschäftigungsni­
veau zuständig, und der Finanzpoli­
tik  obliege es schließlich, ein ange­
messenes Wachstum zu ermög­
lichen.

Die Erfahrungen mit diesem Mo­
dell der strikten Rollenzuweisung, 
das letztlich im Kontext angebots­
politischer Vorstellungen über den 
Rückzug des Staates aus der W irt­
schaftspolitik zu sehen ist, sind frei­
lich nicht sonderlich gut. Dies ist 
auch nicht überraschend, da die 
einzelnen Politikbereiche gar nicht 
in der Lage sind, die ihnen vorgege­
benen Ziele m it den ihnen zur Ver­
fügung stehenden Mitteln zu errei­
chen.

Zum einen wirken die Instrumen­
te der Akteure eben nicht nur auf 
das „eigene“ Ziel, sondern auch auf 
die Ziele der anderen: Eine Sen­
kung der Tariflöhne hat nicht nur 
Beschäftigungs-, sondern auch

Die Autoren
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Preiseffekte. Eine Erhöhung des 
Zinsniveaus erhöht auch die Pro­
duktionskosten und senkt über die 
induzierte Aufwertung der Wäh­
rung die internationale Wettbe­
werbsfähigkeit. Eine Steuererhö­
hung zum Abbau staatlicher Defi­
zite kann beschäftigungssenkend 
wirken.

Zum anderen sind die Instru­
mente der wirtschaftspolitischen 
Akteure allein nicht ausreichend, 
um die jeweils eigenen Ziele zu er­
reichen: Die Tarifparteien bestim­
men die Höhe der Nominallöhne, 
das Beschäftigungsniveau wird 
aber von den Reallöhnen bestimmt, 
die auch vom Preisniveau abhän- 
gen. In einer im internationalen 
Wettbewerb stehenden Volks­
wirtschaft wie der deutschen ist 
darüber hinaus zunehmend die in­
ternationale Lohnrelation von Be­
deutung, die auch vom Wechsel­
kurs abhängt. Eine wesentliche 
Determinante der Preisniveauent­
wicklung sind die staatlich admini­
strierten Preise, auf die die Bundes­
bank keinen Einfluß hat. Darüber 
hinaus können überzogene Lohn­
abschlüsse eine „cost push“ -lnfla- 
tion in Gang setzen, die von der 
Geldpolitik nur schwer oder gar 
nicht zu beeinflussen ist. Eine ex­
pansive Nachfragepolitik des Staa­
tes kann nur dann expansive Effek­
te haben, wenn kein Crowding-out 
stattfindet, die Geldpolitik also 
nicht gegensteuert. Auch zu hohe 
Lohnabschlüsse können reale Ef­
fekte staatlicher Nachfrageimpulse 
verhindern.

Weg in die Rezession

Diese abstrakten Zusammen­
hänge lassen sich an der w irt­
schaftlichen Entwicklung der Bun­
desrepublik Deutschland während 
der letzten Rezession veranschau­
lichen:

Es ist immer Willkür, eine solche 
Geschichte mit einem  der Akteure
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zu beginnen. Auch er kann sich im­
mer auf Fehlentscheidungen, die 
andere vor ihm getroffen haben, 
berufen. Vor dem Hintergrund der 
deutschen Einheit spricht aber vie­
les dafür, die Geschichte der letzten 
Rezession mit dem Einheitsboom 
beginnen zu lassen. Am Anfang 
steht die Grundentscheidung, die 
deutsche Einheit auf Kredit zu fi­
nanzieren, obwohl sich die Bun­
desrepublik zu diesem Zeitpunkt in 
einer Aufschwungsituation befand. 
Es geht nicht darum, die Höhe der 
Ausgaben für die deutsche Einheit 
zu kritisieren, damals wurden sie 
ohnehin unterschätzt. Das Problem 
lag darin, daß man meinte, m it der 
Kreditfinanzierung eine elegante 
Lösung gefunden zu haben, die 
vermeintlich niemanden belastet. 
Zusätzliche Kreditaufnahme des 
Staates führt aber gerade im Auf­
schwung zu Überhitzungserschei- 
nungen. Die Beschäftigung in 
Westdeutschland nahm dann auch 
kräftig zu, obwohl die Gewerk­
schaften alles andere als Lohn­
zurückhaltung übten.

Neben der Beschäftigungszu­
nahme war nämlich auch eine sehr 
erfreuliche Gewinnverbesserung der 
Unternehmen zu beobachten. Die­
se weckte Begehrlichkeiten bei den 
Gewerkschaften. Die Wachstums­
entwicklung nach 1982 war sehr 
zurückhaltend gelaufen; 1987 hat 
es einen kleinen konjunkturellen 
Einbruch gegeben, die Gewerk­
schaften hatten das ihre zur Stabili­
sierung der Entwicklung beigetra­
gen. Nun explodierten die Gewin­
ne, und die Gewerkschaften sahen 
nicht ein, daß sie daran nicht be­
teiligt werden sollten. Es kam zu 
Lohnabschlüssen in Ost- und West­
deutschland, die gleichermaßen 
problematisch waren, aber von bei­
den Tarifparteien unterschrieben 
wurden. Die unmittelbare Folge die­
ser Lohnabschlüsse war kein Be­
schäftigungseinbruch, aber ein An­

stieg der Inflationsrate, der jeden­
falls kurzfristig nicht m it geldpoliti­
schen Mitteln einzudämmen war.

Die Bundesbank war in einer 
doppelten Verlegenheit. Zum einen 
war die Finanzpolitik bei weitem zu 
expansiv, was Preise und Zinsen 
belastete, zum anderen waren die 
Löhne der konjunkturellen Situa­
tion nicht angemessen. Vor diesem 
Hintergrund kam es im Juli 1992 zu 
einer folgenschweren Entschei­
dung. Die Zinsen wurden in einer 
sich klar abzeichnenden Rezession 
auf Rekordhöhe gebracht, was 
nicht nur Auswirkungen auf die 
deutsche Situation, sondern auch 
auf die Situation unserer europäi­
schen Nachbarn, die sich alle m it­
ten in der Rezession befanden, hat­
te. Im August 1992 kam es dann zu 
radikalen Wechselkursveränderun­
gen und in deren Gefolge zum Zu­
sammenbruch des EWS. Die deut­
sche W irtschaft hatte nicht nur mit 
den restriktiven Wirkungen hoher 
Zinsen, sondern auch mit gravie­
renden Veränderungen der Wech­
selkurse, im Durchschnitt handelte 
es sich in der Relation zu unseren 
europäischen Nachbarn um eine 
Veränderung von über 10%, zu tun.

Auf die Preisstabilität hatten die­
se Maßnahmen der Bundesbank 
kurzfristig keinen Einfluß, die Inflati­
onsrate blieb hoch. Die Beschäfti­
gung sank unter dem Einfluß der 
Kreditverknappung, noch mehr aber 
unter der Kostenkrise, die basierend 
auf relativ hohen Lohnsteigerungen 
nun durch die Wechselkursentwick­
lung ausgelöst wurde. Die Finanz­
politik war inzwischen bewegungs­
unfähig geworden, die starke Re­
zession ließ die Steuereinnahmen 
sinken, der Kreditbedarf stieg je­
doch, die Kosten der Einheit hatte 
man unterschätzt, die Rezession ver­
ursachte zusätzliche Ausgaben. Von 
der Finanzpolitik gingen in dieser Si­
tuation zusätzlich restriktive Impulse 
aus, die die Rezession verschärften.

Eine „neue“ konzertierte Aktion

In diesen Jahren haben alle Ak­
teure ihre Instrumente eingesetzt, 
die Dosen waren immerzu groß ge­
wählt, weil man ja nicht nur das ei­
gene Ziel verfolgen, sondern auch 
das Fehlverhalten der anderen 
kompensieren mußte. Die zu groß 
gewählten Dosen mußten den an­
deren Trägern als Fehlverhalten er­
scheinen. Eine koordinierte Politik, 
in der man gemeinsam nach Lö­
sungen gesucht hätte, hätte diese 
Überdosen vermeiden können, da­
mit auch die Einsatzfähigkeit der In­
strumente erhalten, die gerade 
dann fehlten, als sie gebraucht 
wurden.

Der Versuch, die Ziele des Stabi­
litätsgesetzes durch eine strikte 
Rollentrennung der w irtschaftspoli­
tischen Akteure zu erreichen, kann 
also genauso als gescheitert gelten 
wie die konzertierte Aktion der 60er 
und 70er Jahre. Ziel der W irt­
schaftspolitik muß es daher sein, 
im Rahmen einer „neuen“ konzer­
tierten Aktion zu einer Koordination 
der Politikbereiche zu gelangen 
und dabei die Fehler der konzertier­
ten Aktion der 70er Jahre zu ver­
meiden.

Jede „neue“ konzertierte Aktion 
hat eine Anzahl schwieriger Fragen 
zu beantworten. Einige seien er­
wähnt:

□  Sind eine Koordination der ver­
schiedenen Träger der W irtschafts­
politik und ihre Unabhängigkeit 
miteinander vereinbar?

□  Wer soll an den mit der Koordina­
tion verbundenen Beratungen teil­
nehmen?

□  Wie regelmäßig sollen diese Ab­
sprachen stattfinden?

Die Unabhängigkeit derTarifpoli- 
tik  ist in Deutschland im Grundge­
setz verankert. Die Autonomie der 
Bundesbank regelt das Bundes­
bankgesetz. Bund,Länderund Ge­
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meinden und ihre jeweiligen Parla­
mente haben verfassungsrechtlich 
zugewiesene Kompetenzen. Auch 
wenn eine Koordination wün­
schenswert ist, kann diese nicht 
durch Einschränkungen der Unab­
hängigkeit der einzelnen Politikbe­
reiche herbeigeführt werden. Im 
Stabilitätsgesetz ist außerdem ver­
ankert, daß die konkurrierenden 
wirtschaftspolitischen Ziele als 
gleichrangig zu behandeln sind.

Deswegen kann es nicht darum 
gehen, die autonomen Entschei­
dungen unabhängiger Institutionen 
durch Mehrheitsbeschlüsse eines 
zentralen Gremiums zu ersetzen. 
Die Unabhängigkeit der relevanten 
Institutionen beruht auf einem brei­
ten, in den Erfahrungen mit dem 
Dritten Reich wurzelnden Grund­
konsens, der nicht geändert wer­
den sollte. Und die Erfahrungen mit 
von der Regierung abhängigen 
Zentralbanken bekräftigen diese 
Position.

Aber gerade unabhängige Ent­
scheidungsträger, die ja auch par­
lamentarischer Kontrolle nicht un­
terliegen, sollten sich dem Dialog 
stellen. Und wenn es zu Verabre­
dungen über im gemeinsamen In­
teresse liegende Strategien 
kommt, bei denen alle in bezug auf 
ihre prioritären Ziele ein besseres 
Ergebnis erzielen, ist das keine Ein­
grenzung der eigenen Unabhän­
gigkeit. Makro-Ökonomie ist in der 
Regel kein Nullsummenspiel, wo es 
nur Übel zu verteilen gibt. Schon 
die Theorie der W irtschaftspolitik 
lehrt uns, daß der Zielerreichungs­
grad durch den koordinierten Ein­
satz mehrerer Instrumente verbes­
sert werden kann.

Teilnehmerkreis begrenzen

Wer soll an den Beratungen im 
Rahmen einer „neuen“ konzertier­
ten Aktion teilnehmen? Ein Grund 
für das Scheitern der konzertierten 
Aktion im Jahre 1977 ist in dem

großen und ständig wachsenden 
Teilnehmerkreis zu sehen. So wuchs 
die Zahl der Teilnehmer von an­
fänglich 34 auf 71, die der teilneh­
menden Institutionen von 9 auf 24. 
M it der zunehmenden Zahl teilneh­
mender Interessengruppen stieg 
die Neigung zu Fensterreden und 
sank die Konsensfähigkeit: In den 
veröffentlichten Kommuniques wur­
den immer häufiger auch unter­
schiedliche Auffassungen wieder­
gegeben, am Ende wurden gar 
keine gemeinsamen Verlautbarun­
gen mehr veröffentlicht.

Insofern wurde mit der Kanzler­
runde ein Schritt in die richtige 
Richtung unternommen. Der Teil­
nehmerkreis ist auf Vertreter von 
Regierung, führenden W irtschafts­
verbänden und Gewerkschaften 
begrenzt.

Um zu einer effektiven Abspra­
che des wirtschaftspolitischen Vor­
gehens zu gelangen, ist jedoch zu­
mindest die Teilnahme der Bundes­
bank unerläßlich. Die gelegentlich 
zu hörende Meinung, dies sei we­
gen der Unabhängigkeit der Bun­
desbank nicht sinnvoll, geht an der 
Sache vorbei. Die Unabhängigkeit 
der Tarifparteien hat sogar Verfas­
sungsrang, und trotzdem beteili­
gen sie sich an einem solchen Ge­
spräch. Sicher werden sie dort 
keine Tarifabschlüsse tätigen oder 
sich gar zu solchen nötigen lassen. 
Und das ist auch gut so. Die Bun­
desbank wäre in keiner anderen 
Rolle. Man kann ihr Zutrauen, diese 
durchzuhalten.

Dies kann man an einem Beispiel 
verdeutlichen. Vorstellbar wäre 
z.B., daß sich Finanzpolitik und Ta­
rifpartner auf eine Senkung der So­
zialabgaben einigen, die durch eine 
Mehrwertsteuererhöhung finanziert 
wird, um einheitsbedingte Kosten 
gerechter zu verteilen. Die damit 
verbundene Entlastung der Lohn­
einkommen bewirkt eine Verbesse­
rung der Standortqualität. Von ihr

gehen aber nur dann positive Be­
schäftigungswirkungen aus, wenn 
die mit der Mehrwertsteueranhe­
bung verbundenen Preissteigerun­
gen zum einen nicht zu höheren 
Lohnforderungen führen und zum 
anderen nicht zu einer restriktiveren 
Geldpolitik. M it anderen Worten: 
Die Geldpolitik dürfte diesen ein­
maligen Preisanstieg nicht zum An­
laß für kontraktive Maßnahmen 
nehmen. Das ist aber nur dann 
möglich, wenn sie an der Vereinba­
rung teilnimmt.

Die Beschränkung des Teilneh­
merkreises im Vergleich zur konzer­
tierten Aktion der 70er Jahre wird 
möglicherweise auf das Problem 
der Inhomogenität derTarifparteien 
und auch der Gebietskörperschaf­
ten stoßen. Bereits nach der ersten 
Kanzlerrunde im Januar wurde 
deutlich, daß nicht alle Gewerk­
schaftsverbände bereit sind, sich 
dem Votum des DGB anzuschlie­
ßen. Auch die Gebietskörperschaf­
ten, die bislang nur durch den Bund 
vertreten sind, sind alles andere als 
ein homogenes w irtschaftspoliti­
sches Gebilde. Bund, Länder und 
Gemeinden haben unterschiedli­
che Präferenzen, weil sie, was die 
Möglichkeiten der Verschuldung 
angeht, auch unter unterschiedli­
chen Rahmenbedingungen agie­
ren. Und mehr als die Hälfte der öf­
fentlichen Investitionen wird auf 
Gemeindeebene getätigt, wobei 
die Gemeinden aufgrund begrenz­
ter Verschuldungsspielräume zu 
prozyklischem Verhalten neigen. 
Die hier liegenden Probleme sollten 
aber durch kooperatives Verhalten 
auf allen Ebenen angegangen wer­
den können.

Regelmäßige Treffen 
erforderlich

Die letzte Frage zur Ausgestal­
tung einer neuen konzertierten Ak­
tion, die hier angesprochen werden 
soll, betrifft die Regelmäßigkeit der 
Zusammenkünfte. Grundsätzlich
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bestehen die Möglichkeiten, die 
Treffen entweder aus aktuellem An­
laß oder in vorher festgelegten Zeit­
abständen durchzuführen. Eine 
W irtschaftspolitik „aus einem Guß“ 
ist um so leichter zu erreichen, je 
mehr sich die einzelnen Akteure um 
Stetigkeit ihrer Politik bemühen. Zu 
einer verstetigten Politik der einzel­
nen Bereiche passen aber nur Tref­
fen in regelmäßigen (größeren) Ab­
ständen. Die im Rahmen der Kanz­
lerrunde m it vier Treffen im Laufe 
des ersten Halbjahres vorgesehe­
nen Zeitabstände werden durch

den auf Dauer zu erwartenden Ab­
stimmungsbedarf nicht gerechtfer­
tigt.

Eine neue konzertierte Aktion zur 
Erreichung der Ziele des Stabi­
litätsgesetzes ist nicht nur wün­
schenswert, sie erscheint unter den 
Gegebenheiten in Deutschland 
auch machbar. Voraussetzung ist 
die Bereitschaft zu Abstimmung 
und Konsenssuche nicht nur zw i­
schen, sondern auch innerhalb der 
einzelnen Bereiche der W irt­
schaftspolitik. Der Nutzen besteht

für alle Bereiche letztlich in einer 
Erleichterung ihrer Hauptaufgabe.

Mehr Konsens verbessert die 
deutschen Standortbedingungen. 
Man darf sich aber nicht täuschen: 
Die Veranstaltung von Konsensrun­
den, wie immer sie auch heißen 
mögen, ist noch keine Gewähr für 
mehr Konsens. Es ist ein Stück har­
ter Arbeit für die den Dialog organi­
sierende Politik, bis aus der Veran­
staltung runder Tische das gewor­
den ist, worauf es ankommt: mehr 
Konsens.

Norbert Berthold

Beschäftigungspakt -  Ein gefährlicher Irrweg

Gegenwärtig sind 3,5 Mill. Ar­
beitnehmer bei den Arbeitsäm­

tern arbeitslos gemeldet. Ein hoher 
und wachsender Anteil von Arbeit­
nehmern ist schon länger als ein 
Jahr ohne Arbeit. Weitere 2 Mill. 
Arbeitnehmer werden vom Staat 
über vielfältige Arbeitsmarktpro­
gramme, verschiedene Vorruhe­
standsregelungen, Kurzarbeitspro­
gramme etc. aus dem Markt 
genommen. Dies hat die im politi­
schen Raum latent vorhandene 
Skepsis verstärkt, daß der marktli­
che Koordinationsmechanismus 
überfordert sei, mit dem Problem 
der anhaltend hohen Arbeitslosig­
keit fertig zu werden. Die Lage auf 
dem Arbeitsmarkt ließe sich dem­
nach nur nachhaltig verbessern, 
wenn sich alle wirtschaftspolitisch 
verantwortlichen Akteure (Gewerk­
schaften, Arbeitgeberverbände, 
Regierung und Bundesbank) end­
lich zu einer gemeinsamen Aktion 
(Beschäftigungspakt, Konzertierte 
Aktion etc.) aufraffen könnten. Die 
recht diffusen Vorstellungen, was
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eine solche Veranstaltung konkret 
tun kann, um der Arbeitslosigkeit 
erfolgreich zu Leibe zu rücken, ha­
ben eines gemeinsam: Es wird als 
notwendig angesehen, die geld-, 
finanz- und lohnpolitischen Akti­
vitäten auf nationaler und europäi­
scher Ebene „besser“ aufeinander 
abzustimmen.

Vermachtete Arbeitsmärkte

Die Frage, ob eine kooperative 
W irtschaftspolitik in der gegenwär­
tigen Situation die richtige Medizin 
ist, die Arbeitslosigkeit ursachen­
adäquat zu bekämpfen, oder ob 
man damit nur an Symptomen her- 
umdoktert, läßt sich erst beantwor­
ten, wenn man weiß, worauf die 
Malaise auf dem Arbeitsmarkt 
zurückzuführen ist. Die persistent 
hohe Arbeitslosigkeit beruht vor al­
lem darauf, daß nicht nur die Ar- 
beits-, sondern auch die Güter- und 
Dienstleistungsmärkte nur unzurei­
chend in der Lage sind, m it den Da­
tenänderungen fertig zu werden, 
denen eine in die internationale Ar­

beitsteilung eingebundene Volks­
w irtschaft wie die Bundesrepublik 
permanent ausgesetzt ist'.

Die Arbeitsmarktparteien sind 
bestrebt, die Lasten exogener 
Schocks nicht selbst zu tragen, 
sondern möglichst auf Dritte abzu­
wälzen. Die Leidtragenden sind 
zum einen die Konsumenten, wenn 
die Gewerkschaften versuchen, die 
Bundesbankfür die ungünstige Be­
schäftigungsentwicklung verant­
wortlich zu machen und zu einer 
stärker inflationären Geldpolitik zu 
bewegen. Es sind zum anderen die 
Steuer- und Beitragszahler, wenn 
man der Regierung die Schuld für 
die Lage am Arbeitsmarkt in die 
Schuhe schiebt, um sie politisch 
unter Druck zu setzen, beschäfti­
gungspolitisch aktiv zu werden. 
Schließlich sind es die Beitragszah-

' Vgl. EG-Kommission (Hrsg.): Wachstum, 
Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung: Her­
ausforderungen der Gegenwart und Wege ins 
21. Jahrhundert. Weißbuch, Luxemburg 
1993; und OECD: Beschäftigungsstudie. 
Fakten, Analysen, Strategien, Paris 1994.
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ler, die in der Arbeitslosenversiche­
rung für den Versuch der Arbeits­
platzbesitzer finanziell geradeste­
hen müssen, die Lasten nicht 
selbst zu tragen. Die Folge sind 
nicht nur unzureichend flexible 
Reallöhne und qualifikatorische, 
sektorale und regionale Lohnstruk­
turen, die nur sehr träge auf einge­
tretene Ungleichgewichte am Ar­
beitsmarkt reagieren, sondern 
auch Produktionsfaktoren, die rela­
tiv immobil sind, wenn es darum 
geht, bestehende Beschäftigungs­
möglichkeiten zu finden und neue 
Arbeitsplätze zu schaffen.

Der ordnungspolitische Rahmen 
auf den Arbeitsmärkten und be­
stimmte institutionelle arbeitsmarkt­
politische Arrangements begünsti­
gen die Versuche der Arbeitsplatz­
besitzer, die Lasten aus Datenän­
derungen zu externalisieren. Da 
sind zum einen die regulierenden 
(tarifvertraglichen und staatlichen) 
Eingriffe in die Arbeitsmärkte (Kün­
digungsschutzregelungen, Sozial­
planpflichten, Allgemeinverbindlich­
keitserklärungen etc.). Diese ver­
setzen die gewerkschaftlichen Ar­
beitsplatzbesitzer in die Lage, eine 
Lohnpolitik zu verwirklichen, die 
zwar ihre eigene Beschäftigung si­
chert, die Chancen der arbeitslos 
gewordenen Arbeitnehmer, wieder 
einen Arbeitsplatz zu finden, aber 
erheblich verringert.

Diese beschäftigungsfeindliche 
Lohnpolitik wird zum anderen 
durch die gegenwärtige Ausgestal­
tung der Arbeitslosenversicherung 
verstärkt. Die relativ hohen, an das 
letzte Arbeitseinkommen gekop­
pelten Lohnersatzraten, die lange 
Bezugsdauer und die faktisch la­
xen beruflichen und regionalen Zu­
mutbarkeitskriterien vermindern 
vor allem die Anreize der weniger 
qualifizierten Arbeitnehmer, die im 
Zuge des strukturellen Wandels 
ihren gut bezahlten Arbeitsplatz im 
industriellen Sektor verloren haben,

sich im Dienstleistungssektor um­
gehend nach einer neuen Arbeit 
umzusehen. Sie warten vielmehr 
vor den Toren des industriellen 
Hochlohnsektors auf eine neue Be­
schäftigung2. Schließlich trägt die 
Lohnpolitik nicht nur m it dazu bei, 
die qualifikatorische, regionale und 
sektorale Lohnstruktur einzuebnen 
und die Anreize zur Wanderung zu 
verringern, sie macht die Lohn­
strukturen auch zunehmend infle­
xibler. Es verwundert deshalb auch 
nicht, wenn in Deutschland die Be­
schäftigungschancen, die grund­
sätzlich im Dienstleistungssektor 
nicht nurfür hohe, sondern auch für 
niedrige Qualifikationen bestehen, 
bisher etwa im Vergleich zu den 
USA nicht ausreichend genutzt 
werden konnten.

Regulierte Güter- und 
Dienstleistungsmärkte

Die Anreize der Arbeitsplatzbe­
sitzer, die Lasten exogener 
Schocks auf Dritte abzuwälzen, 
werden durch Güter- und Dienstlei­
stungsmärkte noch verstärkt, auf 
denen der Wettbewerb nicht gera­
de tobt. Auf einer Reihe von Güter­
märkten besteht die verhängnisvol­
le Kombination aus einer hohen 
staatlichen Regulierungsdichte und 
erheblichen finanziellen Beihilfen 
des Staates an die Unternehmun­
gen. Dies gilt nicht nurfür die Agrar- 
und Verkehrsmärkte, sondern auch 
für die Bereiche des Schiffbaus und 
des Kohlenbergbaus. Die Lage auf 
vielen Dienstleistungsmärkten sieht 
aber o ft nicht besser aus3. Der Fi­
nanzsektor, in dem in anderen Län­
dern in den letzten Jahren viele 
neue Arbeitsplätze geschaffen wur­
den, ist bei uns nach wie vor stark

2 Vgl. K.-H. P a q u e :  Unemployment and 
the Crisis of the German Model. A Long- 
Term Interpretation, Kiel Working Paper 655, 
S. 15-16.

3 Vgl. McKinsey Global Institute: Employ­
ment Performance. Washington, D.C. 1994.

reguliert. Der Wettbewerb ist eher 
schläfrig. Die innovativen Aktivitä­
ten fallen entsprechend dürftig aus. 
Neue Wettbewerber haben es aber 
auch im Telekommunikationsbe­
reich und im Unterhaltungssektor 
nach wie vor schwer, auf diesen 
Märkten zu agieren. Dies ist auch 
deshalb bedauerlich, weil gerade in 
diesen Bereichen der ungebunde­
nen Dienstleistungen4 nicht so sehr 
„McDonalds-Arbeitsplätze“ entste­
hen, sondern vor allem Arbeitsplät­
ze geschaffen werden, die hohe 
qualifikatorische Anforderungen an 
die Arbeitnehmer stellen und hohe 
Arbeitseinkommen sichern.

Der fehlende Wettbewerb auf 
den zu stark regulierten Güter- und 
Dienstleistungsmärkten schafft nun 
aber auch mehr Spielraum, stei­
gende (Lohn-)Kosten auf die Güter­
preise zu überwälzen. Die Arbeits­
platzbesitzer haben deshalb einen 
größeren Anreiz, ihre lohnpolitischen 
Aktivitäten nicht an der tatsächli­
chen Lage auf den Arbeitsmärkten 
auszurichten. Die Löhne reagieren 
somit noch weniger stark auf Da­
tenänderungen. Dieser Effekt wird 
durch die finanziellen Beihilfen des 
Staates verstärkt. Die staatlichen 
Subventionen wirken wie eine Ver­
sicherung der Unternehmungen 
und ihrer Beschäftigten gegen 
mögliche wirtschaftliche Fehlschlä­
ge. Damit ist aber ein „moral ha- 
zard“ -Verhalten der Tarifvertrags­
parteien unvermeidlich. Die Folge 
ist, daß die Löhne kaum mehr auf 
einmal eingetretene Ungleichge­
wichte auf den Arbeitsmärkten rea­
gieren5.

Der inadäquate ordnungspoliti-

4 Vgl. H. K l o d t :  Deindustrialisierung als 
Wachstumsbremse?, in: Beihefte der Kon­
junkturpolitik, H. 42 (1994), S. 208-211.

5 Vgl. J. S. L e o n h a r d ,  M. van A u d e n -
r o d e :  Corporatism run amok: job stability
and industrial policy in Belgium and the Uni­
ted States, in: Economic Policy, 17 (1993),
S .361.
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sehe Rahmen auf Arbeits- und Gü­
termärkten trägt dazu bei, daß sich 
auf den Arbeitsmärkten zuneh­
mend ein Problem ergibt, das sich 
nur sehr schwer w ieder auflösen 
läßt. Wenn die Arbeitslosigkeit 
nämlich erst einmal ein hohes Ni­
veau erreicht hat, besteht die Ge­
fahr, daß sie sich auf diesem Niveau 
verfestigt6. Eine solche ungünstige 
persistente Entwicklung wird nicht 
nur in Gang gesetzt, weil der Be­
stand an unterausgelastetem oder 
ungenutztem Realkapital zuneh­
mend obsolet wird und damit be­
stehende Arbeitsplätze vernichtet 
werden. Sie tr itt auch ein, weil sich 
das betriebsspezifische Humanka­
pital, das die Arbeitnehmer gebildet 
haben, m itzunehm ender Dauer der 
A rbeitslosigkeit immer stärker ent­
wertet. Damit werden nicht nur Hu­
man- und Realkapitalkapazitäten 
abgebaut, auch die Langzeitar­
beitslosigkeit erhöht sich.

Disziplinierung der Lohnpolitik

Die eigentlich spannende Frage 
ist, ob es m it einer kooperativen 
W irtschaftspolitik tatsächlich gelin­
gen kann, die Arbeitslosigkeit ursa­
chenadäquat zu bekämpfen. Es ist 
(spiel-)theoretisch unbestritten, daß 
kooperative Lösungen unter be­
stimm ten Bedingungen nicht-ko­
operativen überlegen sein können. 
Auf den ersten Blick spricht einiges 
dafür, n icht auf die Vorteile koope­
rativer Lösungen zu verzichten, 
wenn es darum geht, die Arbeitslo­
sigkeit zu bekämpfen. Vor allem 
keynesianisch denkende Ökono­
men fordern immer wieder, geld- 
und fiskalpolitische Maßnahmen

6 Vgl. W. F r a n z :  Arbeitsmarktökonomik.2. 
Aufl., Berlin 1994, Kapitel 9.

7 Vgl. H.-J. K r u p p :  Die Koordination
von Geld-, Finanz- und Einkommenspolitik 
als Aufgabe der Wirtschaftspolitik, in: 
WIRTSCHAFTSDIENST, 74. Jg. (1994), H. 4, 
S. 208-216; K. B a r t s c h  u.a.: Grundzüge 
eines Modernisierungs- und Beschäftigungs­
programmes (MOB) für die Bundesrepublik 
Deutschland, in: WSI Mitteilungen, 47 (1994), 
S. 380.

auf nationaler und europäischer 
Ebene besser aufeinander abzu­
stimmen7. Die Effizienz makro-poli­
tischer Aktivitäten ließe sich 
steigern, wenn es gelänge, die pe­
kuniären externen Effekte solcher 
Maßnahmen zu internalisieren. Mit 
einem solchen positiven Ergebnis 
ist aber gegenwärtig nicht zu rech­
nen, weil es zum einen nicht ge­
lingt, das Problem der Zeitinkonsi- 
stenz, das solchen Arrangements 
immanent ist, in den Griff zu be­
kommen8, und weil zum anderen 
die Bedingungen keynesianischer 
Arbeitslosigkeit nicht vorliegen9. 
Die Entwertung des ungenutzten 
Realkapitals hat dazu beigetragen, 
daß sich keynesianische Arbeitslo­
sigkeit längst in klassische verwan­
delt hat. Es besteht deshalb die 
Gefahr, daß solche expansiven ko­
operativen Aktivitäten In einem An­
stieg des allgemeinen Preisniveaus 
verpuffen.

Es ist klar, daß in der gegenwärti­
gen Situation auf dem Arbeitsmarkt 
kooperative Arrangements nur 
Aussicht auf Erfolg haben, wenn es 
ihnen gelingt zu verhindern, daß die 
Arbeitsplatzbesitzer allein den 
lohnpolitischen Kurs festlegen. Die 
Idee korporatistischer Lösungen 
besteht deshalb darin, daß sich Ar­
beit und Kapital kooperativ verhal­
ten, um auf diesem Weg ein hö­
heres Beschäftigungsniveau zu 
verwirklichen10. Ein ganz wesentli­
ches Element eines solchen institu­
tioneilen Arrangements besteht 
darin, daß die Vereinbarungen zw i­
schen den beiden Partnern mög­
lichst zentral getroffen werden. Da 
in diesem Falle die beschäftigungs-

8 Vgl. L. C a l m f o r s :  The Roles of Stabi­
lization Policy and Wage Setting for Macro- 
economic Stability -  The Experiences of 
Economies with Centralized Bargaining, in: 
Kyklos, 38 (1985), S. 333-335.

• Vgl. Ch. B e a n  : European Unemploy­
ment: A Survey, in: Journal of Economic 
Literature, 32(1994), S. 577; N. B e r t h o l d ,  
R. F e hn :  Arbeitslosigkeit -  Woher kommt 
sie? Wann bleibt sie? Wie geht sie?, in: List 
Forum, 20 (1994), S. 312.

politischen Folgen des lohnpoliti­
schen Verhaltens nicht mehr so oh­
ne weiteres auf Dritte abgewälzt 
werden können, erhofft man sich 
eine moderatere Lohnpolitik und 
damit auch einen Abbau der Ar­
beitslosigkeit.

Kontraproduktiver
Beschäftigungspakt

Der Erfolg korporatistischer Lö­
sungen ist aber wenig wahrschein­
lich. Die Einführung eines solchen 
institutionellen Arrangements führt 
dazu, daß es zunächst nicht nur 
Gewinner, sondern auch Verlierer 
gibt. Während die Arbeitslosen und 
die Eigentümer des Faktors Real­
kapital eindeutig gewinnen, stellt 
sich die Gruppe der Arbeitsplatz­
besitzer erst einmal schlechter, da 
sie auf mögliche Lohnsteigerungen 
verzichtet. Die tonangebenden Ar­
beitsplatzbesitzer, die eine geringe 
Wahrscheinlichkeit haben, entlas­
sen zu werden, sind deshalb nur 
bereit, einer solchen Vereinbarung 
zuzustimmen und sie auch einzu­
halten, wenn sie für den Lohnver­
zicht entschädigt werden. Ein Be­
schäftigungspakt braucht somit 
einen dritten Vertragspartner, der 
bereit Ist, zunächst einmal für diese 
„Entschädigung“ aufzukommen11. 
Damit verwundert es aber nicht, 
daß bei solchen kooperativen Ar­
rangements immer auch der Staat 
m it im Boot sitzt.

Der Staat versucht, die Verlierer 
zu „entschädigen“ , indem er nicht 
nur die Leistungen des Sozialstaa­
tes erhöht (großzügigere Arbeits­
losenversicherung, verbesserter 
Kündigungsschutz etc.), sondern 
sich auch immer mehr zu einem

10 Vgl. M. B r u n o ,  J. S a c h s :  Economics 
of Worldwide Stagflation, Cambridge, MA 
1985, Kap. 11; A. N e w e l l ,  J. S y m o n s :  
Corporatism, Laissez Faire, and the Rise in 
Unemployment, in: European Economic Re­
view, 31 (1987), S. 578.

11 Vgl. J. D o l a d o :  Discussion, in: Econo­
mic Policy, 17 (1993), S. 390-391.
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„employer of last resort“ ent­
w ickelt. Gleichzeitig verstärkt er 
die finanziellen und protektionisti­
schen Hilfen an notleidende Unter­
nehmungen und Branchen, um Ar­
beitsplätze im privaten Sektor zu 
erhalten. Diese staatlichen Aktivitä­
ten sind aber eindeutig kontrapro­
duktiv. Die Versicherung der Arbeit­
nehmer und Unternehmungen 
gegen w irtschaftliche Fehlschläge 
verringert die Intensität des Wett­
bewerbs auf Arbeits- und Güter­
märkten und verstärkt die Anreize 
der Tarifvertragsparteien, sich nach 
exogenen Schocks nicht auf einen 
v o llb e s c h ä ft ig u n g s k o n fo rm e n  
lohnpolitischen Kurs zu verständi­
gen. Die steigende Belastung mit 
Steuern und Abgaben verringert 
außerdem die Konsumreallöhne 
der Arbeitnehmer und verstärkt den 
lohnpolitischen Druck, weil die ge­
werkschaftlichen Vertreter der Ar­
beitnehmer versuchen, die höhere 
Belastung durch steigende Löhne 
zu kompensieren. Damit erhöhen 
sich aber die beschäftigungsrele­
vanten Produktreallöhne der Unter­
nehmungen. Die Nachfrage nach 
Arbeitskräften geht zurück.

Es ist bei diesem institutionellen 
Arrangement nahezu unvermeid­
bar, daß adverse Schocks die La­
ge auf den Arbeitsmärkten ver­
schlechtern. Da die Reallöhne 
relativ starr sind, passen sich die 
Unternehmungen über eine gerin­
gere Beschäftigung an die neuen 
Gegebenheiten an. Der Staat als 
dritter Partner im Beschäftigungs­
pakt sieht sich deshalb gezwun­
gen, die überschüssigen Ange­
botsmengen aus dem Markt zu 
nehmen. Er tu t dies nicht nur, indem 
er die öffentliche Beschäftigung er­
höht und eine „aktive“ Arbeits­
marktpolitik betreibt, sondern auch

12 Vgl. J. S. L e o n h a r d ,  M. v a n A u d e n -  
r o d e  : Corporatism run amok: job stability 
and industrial policy in Belgium and the Uni­
ted States, a.a.O., S. 355-389.

dadurch, daß er es den Arbeitneh­
mern erleichtert, erwerbsunfähig 
zu werden, und ältere Arbeitneh­
mer mit mehr oder weniger starkem 
Druck veranlaßt, vorzeitig in den 
Ruhestand zu treten. Dies alles ko­
stet natürlich Geld und zwingt die 
staatlichen Instanzen, die Steuern 
und Abgaben zu erhöhen und sich 
weiter zu verschulden. Die steigen­
den Realzinsen verringern die pri­
vate Investitionstätigkeit und damit 
die Chancen für mehr Beschäfti­
gung. Damit wird aber der Teufels­
kreis aus steigenden Lohnneben­
kosten, niedrigeren Konsumreal­
löhnen, höheren Lohnforderungen 
und steigenden Produktreallöhnen 
weiter angeheizt.

Die kontraproduktiven Wirkun­
gen eines Beschäftigungspaktes 
verstärken sich noch, weil zentrale 
Vereinbarungen grundsätzlich die 
spezifischen Besonderheiten de­
zentraler regionaler und sektoraler 
Arbeitsmärkte nicht berücksichti­
gen können. Wenn aber die Un­
gleichgewichte auf diesen Teilar­
beitsmärkten kurzfristig nicht über 
differenzierte und flexible regionale 
und sektorale Lohnstrukturen ab­
gebaut werden können, bleibt nur 
der Weg der mengenmäßigen An­
passung. Die zentrale Lösung trägt 
mit dazu bei, daß das Tempo steigt, 
m it dem der Staat finanzielle Beihil­
fen und protektionistischen Schutz 
gewähren und überschüssige An­
gebotsmengen aus dem Arbeits­
markt nehmen muß. Die staatliche 
Verschuldung wächst, die öffentli­
che Beschäftigung steigt an, der in­
flationäre Druck verstärkt sich, die 
fiskalische Schere öffnet sich im­
mer weiter, der Lohndruck nimmt 
zu. Der Korporatismus läuft Amok12. 
Das Ende vom Lied ist, daß der 
Staat, wie das schwedische Bei­

13 Vgl. N. B e r t  h o l d  : Arbeitsmarktpolitik in 
Schweden -  Ende eines Mythos, in: ORDO, 
45 (1994), S. 17-49.

spiel eindrucksvoll zeigt13, früher 
oder später gezwungen ist, den Be­
schäftigungspakt aufzukündigen.

Wirtschaftspolitisches
Assignment

Die gegenwärtigen Probleme auf 
dem Arbeitsmarkt lassen sich so­
mit nicht mit einem wie auch immer 
konzipierten Beschäftigungspakt 
in den Griff bekommen. Es gelingt 
kooperativen Lösungen grundsätz­
lich nicht, die permanenten Versu­
che der Arbeitsmarktparteien zu 
unterbinden, die unvermeidbaren 
Lasten, die aus der Anpassung an 
exogene Schocks resultieren, auf 
Dritte abzuwälzen. Ein Beschäfti­
gungspakt trägt vielmehr noch da­
zu bei, die Anreize der Tarifver­
tragsparteien zu verstärken, diese 
Lasten auf den Staat abzuwälzen. 
Ein solcher Pakt ist nur scheinbar in 
der Lage, das Problem der Arbeits­
losigkeit zu verringern, weil er Ar­
beitslosigkeit „versteckt“ . Aber 
selbst das gelingt in solchen Ver­
einbarungen nur temporär, weil Be­
schäftigungspakte ausgesprochen 
instabil sind und über kurz oder 
lang zusammenbrechen.

Es ist deshalb notwendig, sich 
mit der „second best“-Lösung zu 
begnügen und die w irtschaftspoli­
tischen Verantwortlichkeiten klar 
und eindeutig zuzuordnen. Der un­
abhängigen Bundesbank wird die 
ausschließliche Aufgabe übertra­
gen, die Verantwortung für die 
Geldwertstabilität zu übernehmen. 
Durch eine stetige und glaubwürdi­
ge Geldpolitik sollte sie für eine 
möglichst geringe und stabile Infla­
tionsrate sorgen. Wenn man sich 
für ein System flexibler Wechsel­
kurse entscheidet, wird sie auch in 
die Lage versetzt, diese Aufgabe zu 
erfüllen. M it einer stetigen und sta­
bilitätsbewußten Geldpolitik stabi­
lisiert sie die Erwartungen über die 
inflationäre Entwicklung. Damit 
verringert sie den Risikozuschlag
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bei den langfristigen Zinse. Nur 
auf diesem Weg kann die Bndes- 
bank einen positiven Beitrg zum 
Abbau der Arbeitslosigkeit listen.

Dem Staat fällt vor allm die 
Aufgabe zu, einen ordnuncpoliti- 
schen Rahmen zu installiem, der 
den strukturellen Wandel rleich- 
tert, das w irtschaftliche Wahstum 
stärkt und den Abbau der <rbeits- 
losigkeit forciert. Das fo rde rt 
energische deregulierendeSchrit- 
te, um die Barrieren auf derGüter-, 
D ienstleistungs- und Faktirmärk- 
ten aus dem Weg zu räume. Es ist 
aber ebenso w ichtig, denSozial- 
und Verwaltungsstaat zu rtformie- 
ren, um die Steuer- und Algaben- 
schere zu schließen, den Anstieg 
der administrierten Preise zj brem­
sen und auf diesem Weg den Ver­

teilungskampf zu entschärfen, der 
persistente Arbeitslosigkeit begün­
stigt. Diese Reformschritte tragen 
mit dazu bei, daß sich der Staat in 
einem geringeren Umfang ver­
schuldet und so einen w ichtigen 
Beitrag leistet, die Wachstums- und 
beschäftigungsrelevanten langfri­
stigen Zinsen zu senken.

Wenn man diesen Grundprinzipi­
en des wirtschaftspolitischen As­
signments folgt, sind die Tarifver­
tragsparteien für die Lage auf dem 
Arbeitsmarkt verantwortlich. Es ist 
allerdings die klare Aufgabe des 
Staates, zunächst den ordnungs­
politischen Rahmen auf dem Ar­
beitsmarkt so abzustecken, daß 
es den arbeitsmarktpolitischen Ak­
teuren nicht mehr möglich ist, die 
eintretenden Lasten exogener

Schocks auf Dritte abzuwälzen. 
Notwendig ist somit eine Arbeits- 
markt- und Sozialordnung, die die 
Anreize so setzt, daß die Tarifver­
tragsparteien w ieder ihre Verant­
wortung für die Beschäftigungsla­
ge wahrnehmen, indem sie für 
beruflich, regional und sektoral 
stärker differenzierte und vor allem 
flexiblere Lohnabschlüsse sorgen. 
Den Tarifvertragsparteien steht es 
frei, innerhalb dieses Rahmens al­
les das zu tun, was für die Beschäf­
tigung vorteilhaft ist. Auf die Fra­
gen, auf welcher Ebene sie 
m iteinander verhandeln, ob sie die 
Entlohnung stärker erfolgsabhän­
gig machen, die Arbeitszeit verkür­
zen oder sie flexibler gestalten, 
müssen dann allein die, die es an­
geht, nämlich die Tarifvertragspar­
teien, eine Antwort finden.

Jürgen Kromphardt

Welcher Nutzen ist von einer neuen 
„konzertierten Aktion“ zu erwarten?

Die deutsche Wirtschaft befin­
det sich zu Beginn des Jahres 

1995 in einem sehr verhaltenen 
Aufschwung. Dessen Auftriebs­
kräfte haben gereicht, den Abbau 
der Beschäftigung zum Stillstand 
zu bringen, aber die Hoffnungen 
sind gering, daß dieser Auf­
schwung sich so stark und so lange 
auf dem Arbeitsmarkt auswirkt, 
daß der Beschäftigungsabbau aus­
geglichen und die Arbeitslosigkeit 
w ieder auf ein erträgliches Niveau 
reduziert wird. M it einem Fortdau­
ern der Massenarbeitslosigkeit 
muß also gerechnet werden. Es ist 
n icht verwunderlich, daß in einer 
solchen Situation Rufe laut werden, 
die w irtschaftspolitischen Akteure, 
also Bundesregierung, Bundes­

bank und Tarifparteien, sollten ge­
meinsame und aufeinander abge­
stimmte Maßnahmen ergreifen, um 
den Aufschwung zu stärken und für 
sein langjähriges Andauern zu sor­
gen, damit im Laufe derZeit die Be­
schäftigung fortlaufend erhöht und 
die Arbeitslosigkeit deutlich abge­
baut werden kann.

Mit dieser Forderung wird häufig 
zugleich eine Wiederbelebung der 
„konzertierten Aktion“ gefordert, 
die in § 3 des Gesetzes zur Förde­
rung der Stabilität und des Wachs­
tums (Stabilitätsgesetz) von 1967 
vorgeschrieben ist und die zu Zei­
ten des Wirtschaftsministers Schil­
ler zumindest für den Außenste­
henden eine große Wirksamkeit 
entfaltete.

Die Frage, welche positiven Wir­
kungen von einem abgestimmten 
Verhalten der wirtschaftspolitischen 
Entscheidungsträger zu erwarten 
sind, ist gleichbedeutend mit der 
Frage, welche Vorteile daraus re­
sultieren können, wenn die w ichtig­
sten Akteure nicht unabhängig 
voneinander, sondern in koordi­
nierter Weise ihren Beitrag zur 
W irtschaftspolitik leisten. Ein unab­
hängiges Handeln wäre dann an­
gebracht, wenn jeder der drei 
eingangs angesprochenen w irt­
schaftspolitischen Akteure jeweils 
nur ein einziges gesamtwirtschaftli­
ches Ziel verfolgt, auf das nur er al­
lein Einfluß nimmt. Dies wäre z.B. 
der Fall, wenn die Bundesbank mit 
ihren geldpoiitischen Instrumenten
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allein und ausschließlich nur die In­
flationsrate beeinflußte, um das 
Ziel der Preisstabilität zu verfolgen, 
wenn die Tarifparteien mit ihrer 
Lohnpolitik nur die Beschäftigung 
beeinflußten und weder Bundes­
bank noch Bundesregierung auf 
die Beschäftigung Einfluß nehmen 
könnten und wenn schließlich die 
Bundesregierung mit ihrer Fiskal­
politik das Wachstum der W irt­
schaft (gemessen am Bruttoinlands­
produkt) beeinflußt, und zwar nur 
sie allein.

Eine solche isolierte Wirkung der 
Instrumente entspricht jedoch nicht 
der Realität. Vielmehr w irkt die 
Bundesbank mit ihrer Geldpolitik 
nicht nur auf die Inflationsrate ein, 
sondern auch auf die reale Ent­
wicklung, nämlich auf die kredit­
finanzierten Ausgaben (also insbe­
sondere die Investitionen) und -  
über die Investitionen -  auf das An­
gebotspotential. Auch die Lohnpo­
litik, die von den Tarifparteien be­
trieben wird, nimmt Einfluß auf 
die Beschäftigung. Der Hauptein­
fluß der Lohnentwicklung betrifft 
jedoch die Inflationsrate; dies er­
kennt man daran, daß die Bundes­
bank immer wieder die Tarifparteien 
zu mäßigen Lohnabschlüssen auf­
fordert, damit die Lohnkosten nicht 
steigen und die Unternehmer kei­
nen Grund, Anlaß oder Vorwand 
haben, ihre Preise heraufzusetzen 
und dadurch die Inflationsrate zu 
erhöhen sowie zugleich ihre inter­
nationale Wettbewerbsposition zu 
verschlechtern. Schließlich beein­
flußt die Finanzpolitik m it ihren 
Maßnahmen auf der Einnahmen- 
und Ausgabenseite nicht nur die 
Nachfrage nach Gütern, sondern 
über diese auch die Nachfrage 
nach Arbeitskräften und damit die 
Beschäftigung. Außerdem w irkt sie 
über ihren Einfluß auf Produktion 
und Beschäftigung indirekt auch 
auf die Preisgestaltung und damit 
auf die Inflationsrate ein.

Wenn man diese Überschnei­
dungen in den Wirkungsketten der 
W irtschaftspolitik zur Kenntnis 
nimmt, so kann man kaum an dem 
Schluß vorbeikommen, daß ein ab­
gestimmtes Verhalten besser ist als 
ein unkoordiniertes Verhalten. Dies 
gilt noch mehr dann, wenn das 
eigenständige Verhalten der w irt­
schaftspolitischen Akteure nicht 
nur unkoordiniert und unabhängig 
voneinander, sondern geradezu 
gegensätzlich orientiert ist. Eine 
solche Gegensätzlichkeit besteht 
z.B. dann, wenn die Fiskalpolitik 
hohe Defizite im Staatshaushalt in 
Kauf nimmt, um dadurch expansive 
Effekte auszulösen, wenn aber an­
dererseits die Bundesbank wegen 
der von manchen behaupteten ne­
gativen Wirkungen der Staatsdefi­
zite auf das langfristige Wachstums­
potential und wegen ihrer Sorge vor 
inflationären Impulsen dieser Staats­
defizite eine restriktive Geldpolitik 
betreibt, um ihrerseits die Infla­
tionsimpulse zu kompensieren.

Diese Kombination von expansi­
ver Fiskalpolitik und restriktiver 
Geldpolitik ist wirkungslos, wenn 
sich die negativen und die positiven 
Effekte auf Produktion und Be­
schäftigung aufheben. Häufig do­
miniert die restriktive Geldpolitik, 
die die Finanzpolitik in die Enge 
treibt, indem sie die Haushaltspro­
bleme des Bundes verschärft, weil 
mit steigenden Zinssätzen der Zins­
aufwand bei gegebenem Staats­
schuldenbestand größer wird und 
außerdem die durch Zinssteigerun­
gen gebremsten Investitionen we­
niger Arbeitsplätze entstehen las­
sen und damit mehr Arbeitslose 
hervorrufen, die ihrerseits auch 
wieder den Staatshaushalt bela­
sten. Am Ende steht dann ein mög­
licher negativer Beschäftigungsef­
fekt und eine sichere Erhöhung der 
Staatsverschuldung und der Zins­
belastung der öffentlichen Haus­
halte, wodurch die Spielräume für

eine künftige Fiskalpolitik weiter 
eingeengt werden.

Akzeptanz der jeweiligen Ziele

Eine solche wirtschaftspolitische 
Konstellation, die für die letzten 15 
Jahre der Bundesrepublik Deutsch­
land nicht untypisch ist, durch ein 
abgestimmtes Verhalten zu erset­
zen, ist sicherlich sinnvoll. Die Fra­
ge ist allerdings, wie man ein sol­
ches abgestimmtes Verhalten errei­
chen kann. Eine erste Vorausset­
zung für einen Erfolg entsprechen­
der Bemühungen besteht darin, 
daß die Beteiligten die oben ange­
sprochenen Wirkungsüberschnei­
dungen im Grundsatz akzeptieren 
und die Ziele, die jeder der beteilig­
ten Akteure sich besonders deut­
lich auf die Fahne geschrieben hat, 
bei ihrem Beitrag zum abgestimm­
ten Verhalten akzeptieren und 
beachten. So müssen die Tarifpar­
teien akzeptieren, daß die Bundes­
bank auf das Ziel der Preisstabilität 
nicht verzichten kann und auch 
nicht verzichten soll, so daß die Ta­
rifparteien bei den vereinbarten 
Lohnerhöhungen die Auswirkun­
gen auf die Lohnkosten und damit 
auf die Preise mit berücksichtigen 
müssen. Auf der anderen Seite muß 
die Bundesbank bereit sein, auf 
das Ziel der Fiskalpolitik, das 
Wachstum zu erhöhen, und auf das 
Ziel der Gewerkschaften, die Be­
schäftigungslage zu verbessern, 
bei ihren Maßnahmen Rücksicht zu 
nehmen.

Ein abgestimmtes Verhalten 
würde diese gegenseitige Anerken­
nung und Rücksichtnahme deut­
lich erleichtern: Wenn z.B . die 
Bundesbank schon im voraus nied­
rigere Lohnabschlüsse durch zins­
senkende und andere expansive 
Maßnahmen der Geldpolitik zu ho­
norieren verspricht, die zu einer An­
regung der Investitionen beitragen, 
können die Gewerkschaften ihrer­
seits geringere Lohnsteigerungen
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gegenüber ihren Mitgliedern damit 
begründen, daß sie auf die Bereit­
schaft der Bundesbank zur Koope­
ration und deren positive W irkun­
gen auf die Beschäftigung ver­
weisen.

Diese Beispiele sollten deutlich 
gemacht haben: Durch abgestimm­
tes Verhalten ist es möglich, daß je­
der der Beteiligten seine eigenen 
Ziele besser erreicht, da die ande­
ren bereit sind, seine Ziele zu unter­
stützen als Gegengabe dafür, daß 
ihre Ziele ebenfalls von den ande­
ren unterstützt werden. Dies ist das 
Gegenstück zu einer gegenseitigen 
Blockade, die daraus resultiert, daß 
jeder zunächst die Vorleistung des 
anderen im Interesse seiner eige­
nen Ziele verlangt, bevor er selber 
etwas zugunsten der Ziele des an­
deren zu tun bereit ist. Als Beispiel 
sei erneut die Bundesbank ge­

nannt, die von der Finanzpolitik eine 
Verringerung der Neuverschuldung 
und von den Tarifparteien eine zu­
rückhaltende Lohnpolitik verlangt, 
damit sie ihre eigenen Ziele besser 
erreichen kann, ohne daß sie gleich­
zeitig den anderen Akteuren Lei­
stungen zusagt, die deren Ziele be­
fördern würden. Zuweilen macht 
die Bundesbank es den anderen 
Akteuren sogar schwieriger, die 
Vorleistungen zu erbringen, die sie 
von ihnen fordert. So führt -  wie 
schon angedeutet -  eine Politik ho­
her Zinsen dazu, daß im Bundes­
haushalt die Zinsausgaben steigen 
und indirekt die Transferausgaben, 
so daß es für den Bund noch 
schwieriger wird, seine Neuver­
schuldung zu verringern.

Das Verfahren

Auch wenn alle Beteiligten bereit 
sind, ihrerseits die gesamtwirt­

schaftlichen Ziele der anderen Be­
teiligten anzuerkennen, so ist damit 
noch nicht das Verfahren gekenn­
zeichnet, m it dessen Hilfe man ein 
solches abgestimmtes Verhalten 
erreichen kann. Ein wesentlicher 
Bestandteil werden Gespräche 
sein, in denen Ziele und Mittel in ih­
rer Verknüpfung diskutiert werden. 
In diesen Gesprächen müssen 
nicht nur die Ziele gegenseitig ak­
zeptiert werden, sondern es muß 
auch Einigkeit über die Mittel her­
beigeführt werden. Das wird 
schwierig, wenn die Meinungen 
über die wirksamen Instrumente 
gegensätzlich sind und außerdem 
jeder -  oder auch nur einer der Be­
teiligten -  versucht, die nur seiner 
Meinung nach geeigneten Instru­
mente durchzusetzen. Unter die­
sen schlechten Vorzeichen stehen 
offenbar die derzeitigen „Konsens­
gespräche“ zwischen Bundeskanz-
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ler, Arbeitgebern und Gewerkschaf­
ten, wenn dort die Arbeitgeber 
Lohnsenkungen und den Verzicht 
auf bereits vereinbarte Arbeits­
zeitkürzungen fordern, also Maß­
nahmen, die die Gewerkschaften 
nicht akzeptieren können, weil sie 
gegen die Interessen ihrer Mitglie­
der verstoßen, ohne die Garantie zu 
bieten, den gewünschten Beschäf­
tigungserfolg zu erzielen, ja mögli­
cherweise eher das Gegenteil be­
wirken.

Ganz unabhängig davon, ob 
man sich von diesen Maßnahmen 
eine Beschäftigungswirkung ver­
s p ric h t- ich tue dies, wie ich an an­
deren Stellen wiederholt dargelegt 
habe, n ich t-, kann man mit solchen 
Forderungen kein abgestimmtes 
Verhalten erreichen, wenn die Ge­
werkschaften erklärtermaßen bei­
des ablehnen und für falsch halten. 
Ergebnis abgestimmten Verhaltens 
können Maßnahmen sein, die nach 
Ansicht aller Beteiligten keinen von 
ihnen schaden, möglichst sogar 
allen nützen. Zumindest muß ein 
Maßnahmepaket geschnürt wer­
den, bei dem jeder eine „Kröte“ 
schlucken muß; ein Beispiel wäre 
die Kombination von relativer 
Lohnsenkung (relativ zur Produkti­
vitätssteigerung) und Arbeitszeit­
verkürzung; also die Kombination 
einer „K röte“ für die Gewerkschaf­
ten und ihre Mitglieder mit einer 
„Kröte“ für die Arbeitgeber.

Einschätzung der Chancen

Was die Form solcher Ge­
spräche über abgestimmte Verhal­
tensweisen anbetrifft, so wäre es 
sicherlich nicht sinnvoll, an die 
frühere konzertierte Aktion gemäß 
Stabilitätsgesetz anzuknüpfen. Dies 
gilt schon deshalb, weil im Stabi­
litätsgesetz bei der „konzertierten 
Aktion“ einer der wichtigsten w irt­
schaftspolitischen Akteure, näm­
lich die Bundesbank, nicht genannt 
wird. Außerdem finden die Ver­

handlungen im Scheinwerferlicht 
der Öffentlichkeit statt, zumindest 
aber die Verkündung ihrer Ergeb­
nisse. Insbesondere für die Ge­
werkschaften sind solche spekta­
kulären Aktionen eine sehr zwei­
schneidige Angelegenheit. Sie kön­
nen zwar hoffen, durch ihre Teilnah­
me das von ihnen verfolgte Ziel der 
Beschäftigungssteigerung besser 
zu erreichen, auf der anderen Seite 
werden sie dazu gedrängt, im Rah­
men solcher Abstimmungsprozes­
se darauf zu verzichten, Lohner­
höhungsspielräume auszunutzen. 
Letzteres ist den Mitgliedern der 
Gewerkschaften und generell den 
Arbeitnehmern nur schwer zu ver­
mitteln. Dies gilt besonders deswe­
gen, weil die Unternehmer beson­
ders in günstigen Konjunkturlagen 
weitgehend übertarifliche Zahlun­
gen an die Arbeitnehmer leisten, 
um qualifizierte Arbeitskräfte anzu­
werben oder sie an das Unterneh­
men zu binden. Halten sich die Ge­
werkschaften vereinbarungsgemäß 
und öffentlich in ihren Lohnforde­
rungen zurück, so kann bei den Ar­
beitnehmern der Eindruck entste­
hen, die Gewerkschaften kümmerten 
sich nicht genügend um die Durch­
setzung ihrer Forderungen, son­
dern beugten sich gesamtwirt­
schaftlichen Zwängen und mach­
ten sich dadurch überflüssig.

Solche gesamtwirtschaftlich und 
gesamtstaatlich ausgerichteten 
konzertierten Aktionen stoßen au­
ßerdem auf das Problem, daß in 
Deutschland die Tarifverhandlun­
gen nicht zentral vom DGB, son­
dern dezentral von den Tarifkom­
missionen der Einzelgewerkschaf­
ten durchgeführt werden; dabei 
sind die Tarifkommissionen häufig 
nur für einen Tarifbezirk zuständig. 
Diese Tarifkommissionen pochen 
auf ihre Autonomie und sind selten 
bereit, sich auf höchster Ebene ver­
einbarten Forderungsobergrenzen 
zu beugen, auch wenn sie gesamt­

wirtschaftlich sinnvoll sind. Für die 
Arbeitgeber besteht diese interne 
Problematik deswegen nicht, weil 
die Güterpreise sowieso individuell 
und autonom von den einzelnen 
Unternehmen festgelegt werden 
und niemand auf die Idee kommt, 
Vereinbarungen über eine anzu­
strebende Inflationsrate könnten 
für den einzelnen Unternehmer ver­
bindlich sein oder auch nur als 
Richtschnur dienen.

Für Deutschland sehe ich daher 
nur die Möglichkeit, daß in intensi­
ven Gesprächen zwischen allen 
wirtschaftspolitischen Akteuren ein 
Konsens über die w irtschaftspoliti­
schen Prioritäten und die notwendi­
gen Maßnahmen erreicht werden 
und daß auf informellen Wegen dar­
auf hingewirkt wird, daß sich alle 
Beteiligten an einem abgestimmten 
Verhalten orientieren. Die Chancen 
für eine solche Abstimmung sind 
nicht sehr groß; denn sie setzen ein 
gegenseitiges Vertrauen voraus, 
das durch die teils unkoordinierte, 
teils sogar konfliktorientierte Strate­
gie der vergangenen Jahre entwe­
der nicht entstehen konnte oder 
stark gemindert wurde, und sie sind 
für den Politiker nicht sehr attraktiv, 
der sein Wirken der Öffentlichkeit 
präsentieren möchte oder glaubt, 
präsentieren zu müssen. Sicher ist 
nur eines: Je spektakulärer die er­
sten Schritte zu einem abgestimm­
ten Verhalten eingeleitet werden, 
desto geringer ist die Chance, zu ei­
nem abgestimmten Verhalten zu 
kommen, zumal die öffentliche Auf­
merksamkeit, die solche Bemühun­
gen genießen, Politiker und Ver­
bandsvertreter dazu verleiten kann, 
sich durch Formulierung von Forde­
rungen und Maßnahmen, die vor al­
len Dingen ihrer eigenen Klientel 
nützen, zu profilieren und damit die 
Fronten zu verhärten, statt eine 
sachliche Diskussion über gesamt­
wirtschaftliche Zusammenhänge in 
die Wege zu leiten.
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